Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IY/t587 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. Oktober 1963 

8 — 52214 — 6003/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Rennwett- und Lotteriegesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 261. Sitzung am 25. Oktober 1963 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Rennwett- und Lotteriegesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

, § 18 des Rennwett- und Lotteriegesetzes vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 393), zuletzt ge- 
ändert durch die Zweite Verordnung über Erhöhung 
der von der Lotteriesteuer befreiten Beträge vom 
7. Januar 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 25), erhält fol- 
gende Fassung: 

„§ 18 

Von der Besteuerung ausgenommen sind 
1, Ausspielungen, 

a) bei denen Ausweise nicht erteilt werden 
oder 

b) bei denen der Gesamtpreis der Lose einer 
Ausspielung den Wert von 1200 Deutsche 
Mark nicht übersteigt, 

es sei denn, daß der Veranstalter ein Gewerbe- 
treibender oder Reiseigewerbetreibender im 
Sinne des Gewerberechts ist oder daß die Ge- 
winne ganz oder teilweise in barem Geld be- 
stehen; 


2. von den zuständigen Behörden genehmigte 
Lotterien und Ausspielungen, bei denen der 
Gesamtpreis der Lose einer Lotterie oder Aus- 
spielung 

a) bei Lotterien und Ausspielungen zu aus- 
schließlich gemeinnützigen, mildtätigen 
oder kirchlichen Zwecken den Wert von 
12 000 Deutsche Mark, 

b) in allen anderen Fällen den Wert von 
60 Deutsche Mark 

nicht übersteigt." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Nach § 18 des Rennwett- und Lotteriegesetzes vom 
8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 393) sind von der 
Lotteriesteuer befreit Ausspielungen, bei denen 
Ausweise nicht erteilt werden, es sei denn, daß die 
Gewinne ganz oder teilweise in barem Geld be- 
stehen, ferner von den zuständigen Behörden ge- 
nehmigte Lotterien und Ausspielungen, bei denen 
der Gesamtpreis der Lose einer Ausspielung den 
Wert von 15 Deutsche Mark, und sofern es sich um 
Ausspielungen zu ausschließlich mildtätigen Zwek- 
ken handelt, den Wert von 3000 Deutsche Mark nicht 
übersteigt. 

Die zur Zeit geltenden Freigrenzen sind seit dem 
Jahre 1924 nicht geändert worden. Wegen der seit- 
dem erheblich veränderten wirtschaftlichen Verhält- 
nisse ist vorgesehen, die Freigrenze für Ausspielun- 
gen zu ausschließlich mildtätigen Zwecken von bis- 
her 3000 auf 12 000 Deutsche Mark zu erhöhen. | 
Außerdem soll die Steuerbefreiung auf Ausspielun- ; 
gen zu ausschließlich gemeinnützigen und kirdi- ; 


liehen Zwecken ausgedehnt werden, da das heutige 
Steuerrecht allgemein gemeinnützige, mildtätige und 
kirchliche Zwecke einander gleichstellt. Die bis- 
herige allgemeine Freigrenze von 15 Deutsche Mark 
soll auf 60 Deutsche Mark erhöht werden. 

Darüber hinaus soll für Ausspielungen, bei denen 
die Gewinne weder ganz noch teilweise in barem 
Geld bestehen, eine weitere Freigrenze von 1200 
Deutsche Mark eingeführt werden. Es hat sich ge- 
zeigt, daß die kleinen Sachausspielungen (z. B. Ver- 
einstombolen), die häufig ohne Genehmigung der 
zuständigen Behörden durchgeführt und dadurch 
dem Finanzamt nicht bekannt werden, nur teilweise 
erfaßt werden können. Da der Verwaltungsaufwand 
in diesen Fällen in keinem Verhältnis zum steuer- 
lichen Erfolg stehen würde, erscheint die vorge- 
sehene Steuerbefreiung — und zwar auch aus Grün- 
den der steuerlichen Gleichbehandlung — geboten. 
Die Steuerbefreiung für Sachausspielungen, bei 
denen Ausweise nicht erteilt werden, entspricht dem 
bisherigen Recht. 
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